
Privatisierung von 
Krankenhäusern 
Die Bundesärztekammer hat im Juli 
2007 ein Positionspapier zur Privati-
sierung von Krankenhäusern veröf-
fentlich. Ein Initiator und engagierter 
Begleiter der zuständigen Arbeits-
gruppe war Prof. Dr. med. habil. Jan 
Schulze. Ihm ging es um den Bestand 
der Unabhängigkeit ärztlicher Ent-
scheidungen im Krankenhaus. Ange-
sichts des erhöhten Wettbewerbs-
drucks der Krankenhäuser sei diese 
Unabhängigkeit ein wichtiges Qua
litätsmerkmal. Krankenhäuser sind 
keine Fabriken und Patienten sind 
keine Werkstücke, die man wie auf 
dem Fließband durch industrielle 
Wertschöpfungsprozesse schieben 
dürfe. Es ist richtig, Behandlungsab-
läufe vorzubereiten und zu planen, 
aber es ist falsch, den einzelnen Pati-
enten der Planung unterzuordnen. 

In dem nach einjähriger Analyse und 
Diskussion mit führenden Repräsen-
tanten von Verbänden, Ministerien, 

wissenschaftlichen Einrichtungen und 
privaten Unternehmen entstandenen 
Bericht spricht sich die Bundesärzte-
kammer für eine neue Methodik zur 
qualitativen Bewertung von Kranken-
häusern aus. Transparenz über die 
erzielten Ergebnisse entstehe nur bei 
verbesserten Vergleichsmöglichkeiten, 
die über eine bloße Gegenüberstel-
lung ökonomischer Budget- und Bilanz
daten hinausgehe. Die wirtschaftlichen 
Bilanzzahlen eines Krankenhauses 
müssten in Beziehung zu dem medi-
zinisch-qualitativen Ranking gesetzt 
werden.

Zu möglichen Kriterien einer Bewer-
tung der Krankenhausqualität zählt 
die Bundesärztekammer unter ande-
rem Wartezeiten der Patienten, Wie-
deraufnahmeraten, Patientenzufrie-
denheit, Fluktuations- und Krankheits
raten des Personals und die Anzahl 
erfolgreich absolvierter Weiterbildun
gen. Erst auf der Basis valider Daten 
wird es möglich sein, systematische 
Effekte einer Privatisierung von Kran-
kenhäusern in den Blick zu nehmen. 

Durch ein kontinuierliches Monito-
ring könne eine rationale Grundlage 
für die Diskussion zwischen Medizin 
und Ökonomie entwickelt werden, 
die es beiden Bereichen ermögliche, 
die Arbeitszufriedenheit in den Kran-
kenhäusern zu erhöhen.

Die Bundesländer wurden aufgefor-
dert, in den Krankenhausgesetzen der 
Länder Anforderungen an die Kran-
kenhäuser zu formulieren, die es 
auch einem ökonomisch strapazier
ten Krankenhaus gestatten, gemein-
wohlorientierte Aufgaben wie die 
Fort- und Weiterbildung von Ärzten 
zu erfüllen. Zugleich dürfe es einem 
stark ökonomieorientierten Kranken-
haus nicht mehr möglich gemacht 
werden, einen Gewinn dadurch zu 
erzielen, dass man sich aus derarti
gen Aufgaben heraushalte.

Der Ergebnisbericht ist im Internet zu 
finden: www.bundesaerztekammer.de.
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„Häusliche Gewalt“ – 
ein Problem des 
ärztlichen Alltags
Häusliche Gewalt gehört leider auch 
in Sachsen zum Alltag in vielen Part-
nerschaften und Familien. Im polizei-
lichen Auskunftssystem Sachsen sind 
für das Jahr 2006 1588 Fälle erfasst, 
das Ausmaß dieser Delikte gibt diese 
Zahl aufgrund des hohen Dunkelfel
des jedoch nur teilweise wieder.  
Häusliche Gewalt ist definiert als 
Gewaltanwendung in Ehe- und Part-
nerbeziehungen. Hierbei ist es uner-
heblich, ob die Beziehung momen-
tan besteht, sich in Auflösung befin-
det oder bereits aufgelöst ist. Auch 
ist ein gemeinsamer Wohnsitz oder 
der Tatort nicht entscheidend. Das 
wesentliche Merkmal besteht in der 
(eventuell ehemaligen) partnerschaft-
lichen Beziehung der betroffenen 
erwachsenen Personen. Dies schließt 
auch gleichgeschlechtliche Partner-
schaften ein. Die Formen häuslicher 

Gewalt sind sehr unterschiedlich. Es 
handelt sich um physische, psychi
sche, ökonomische, verbale und sexu
elle Gewaltanwendungen.

Etwa 90 Prozent der Opfer häuslicher 
Gewalt sind Frauen, aber auch Män-
ner können betroffen sein. Häusliche 
Gewalt entwickelt eine spezifische 
Dynamik mit weitreichenden Folgen 
für die Betroffenen, wenn sie im all-
täglichen Zusammenleben zur Norma
lität geworden ist. Diese chronische 
Form der Gewalt zwingt das Opfer 
durch die ständige Erwartung neuer 
Attacken zu einem Leben in Angst.
Neben körperlichen Verletzungen, 
die im Extremfall lebensbedrohlich 
sein können, sind schwerwiegende 
und anhaltende gesundheitliche Be
einträchtigungen Folge des Gewalt
erlebens. 

Die Definition des Begriffes Häusliche 
Gewalt umfasst nicht die gegenüber 
Kindern direkt ausgeübte Gewalt. 

Diese wird aktuell unter dem Begriff 
„Gewalt in der Familie“ eingeordnet. 
Dass beide Begriffe aber sehr eng 
verflochten sind, zeigen verschiedene 
Studien. In bis zu 60 Prozent der 
Fälle einer Gewaltanwendung gegen 
den Partner sind auch Gewalteinwir-
kungen gegen die im Haushalt leben
den Kinder zu beobachten. Diese 
besondere Problematik wurde auch 
in den Gremien der Sächsischen Lan
desärztekammer erkannt. Die bereits 
1994 gegründete Kommission „Gewalt 
gegen Kinder/Misshandlung Minder
jähriger“ wurde antragsgemäß auf 
der letzten Vorstandssitzung im Juni 
2007 in Kommission „Häusliche Ge
walt – Gewalt in der Familie“ umbe
nannt. Dem erweiterten Aufgaben-
spektrum hinsichtlich der häuslichen 
Gewalt wird mit dem Hinzuziehen 
weiterer Fachkollegen (Hausarzt, Gynä
kologin) Rechnung getragen.
Opfern häuslicher Gewalt fällt es 
erwiesenermaßen sehr schwer, über 
die erlebte Gewaltsituation zu spre-

http://www.bundesaerztekammer.de/



